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Der Klimawandel bedroht die Lebensgrundlagen von Mil-

liarden Menschen weltweit und verschärft den Hunger 

vor allem in ländlichen Gebieten des globalen Südens. 

Eine Vernachlässigung von Klimaschutz und -anpassung 

bedeutet eine gravierende Verletzung des Menschen-

rechts auf angemessene Nahrung  für heutige und zu-

künftige Generationen. Anpassung muss daher nachhal-

tige Ernährungssicherung im Blick haben. Entscheidend 

hierfür sind nicht nur technische Maßnahmen, sondern 

gerade auch förderliche soziale und institutionelle Rah-

menbedingungen. Die Tragfähigkeit der Maßnahmen 

setzt eine Beteiligung der lokalen Bevölkerungsgruppen 

bei der Planung und Umsetzung voraus. Bei der im Juni 

anstehenden Klimakonferenz in Bonn und der COP28 in 

Dubai im Dezember darf die Bundesregierung das Thema 

Anpassung an den Klimawandel angesichts der domi-

nanten Aspekte Klimafinanzierung und Ausstieg aus den 

fossilen Energien nicht aus dem Blick verlieren. 

Die Agenda 2030 und ihre 17 Ziele für nachhaltige  

Entwicklung sowie das Pariser Klimaschutzabkommen  

sehen ehrgeizige Ziele in Sachen Hungerbekämpfung bzw. 

Klimaschutz und -anpassung vor. Die Bundesregierung  

Kenia: Die langanhaltende Dürre macht deutlich, dass der Schutz der Böden, der Erhalt der Biodiversität und ein umsichtiger Umgang mit der  

Ressource Wasser für eine effektive Anpassung an den Klimawandel immer wichtiger werden. 

bekennt sich auch im Koalitionsvertrag und in Strategiepa-

pieren zu diesen Zielen. Eine strategische Orientierung zur 

Verwirklichung des Menschenrechts auf angemessene Nah-

rung im Kontext des Klimawandels ist also vorhanden. Den-

noch sehen wir uns mit weltweit bis zu 828 Millionen Hun-

gernden  Tendenz steigend  sowie dem rapide fortschrei-

tenden Klimawandel mit einer viel zu langsamen und lü-

ckenhaften Anpassung konfrontiert1. Äußerst anfällig für 

die Auswirkungen des Klimawandels sind indigene Völker, 

Kleinbäuer*innen, Landarbeiter*innen, Fischer*innen und 

(Agro-)Pastoralist*innen in den ländlichen Gebieten des glo-

balen Südens. Ihr Lebensunterhalt hängt weitestgehend 

von der Landwirtschaft ab. Somit sind sie direkt von natürli-

chen Ressourcen abhängig und leiden bereits heute vielfach 

unter Armut2. Diese Menschen drohen durch die  

Folgen des Klimawandels von der Armut in den Hunger ab-

zurutschen. Dabei sind Frauen stärker betroffen als Männer, 

die häufig mehr Möglichkeiten haben, ihre Einkommens-

quellen zu diversifizieren. Einmal in der Armutsfalle, können 

sich die Betroffenen meist nicht aus eigener Kraft  

befreien, geschweige denn sich an den Klimawandel anpas-

sen und Resilienz aufbauen. 

Die internationale Staatengemeinschaft, Nationalstaaten 

und auch die Bundesregierung müssen die Anpassung an 

den Klimawandel schneller, effektiver und vor allem  

1IPCC (2022): Impacts, Adaptation and Vulnerability. Working Group II Contribution to the IPCC Sith Assessment Report.      
2Allein in Afrika ist mehr als die Hälfte der erwerbstätigen Bevölkerung in der vorwiegend kleinbäuerlichen Landwirtschaft tät ig bzw. hiervon abhängig (https://

www.fao.org/news/story/en/item/1395127/icode/).  

 

https://report.ipcc.ch/ar6/wg2/IPCC_AR6_WGII_FullReport.pdf
https://www.fao.org/news/story/en/item/1395127/icode/
https://www.fao.org/news/story/en/item/1395127/icode/


 

• Kleinbäuer*innen bewältigen Extremwetterereignisse wie Dürren oder Überflutungen, indem sie mehr arbeiten,  

Ersparnisse einsetzen, ihr Vieh bzw. Hab und Gut verkaufen, weniger (nährstoffreich) essen und sich verschulden. 

 Diese fehlangepassten Strategien schwächen die Arbeitsproduktivität und Gesundheit zusätzlich. 

 Die Kleinbäuer*innen sind nicht angepasster, sondern zukünftig noch verletzlicher für Klimarisiken.  

• Frauen sind besonders betroffen: Oft besitzen sie weniger Land, produzieren weniger und haben geringere Einkommen. 

 Frauen  wie auch Kinder, Alte, Kranke und Menschen mit Behinderung  sind stärker von Hunger als Folge von 

Klimaänderungen bedroht als Männer. 

• Nur wenige kleinbäuerliche Familien ergreifen proaktiv Anpassungsmaßnahmen, denn Anpassung setzt Wissen und fi-

nanzielle Ressourcen voraus. Oft birgt sie zu hohe Risiken (z.B. geringere Ernten, Verschuldung). 

 Ohne gezielte Unterstützung wird es für Kleinbäuer*innen oft schwierig, sich an den Klimawandel anzupassen.  

systemischer umsetzen. Um die notwendige Transformati-

on hin zu langfristig klimaresilienten Gesellschaften tief-

greifend anzuschieben und einen spürbaren Beitrag zur 

braucht es vor allem integrierte Ansätze. Diese müssen die 

Anpassung an den Klimawandel mit Klima-, Arten- und 

Bodenschutz sowie der Transformation der Ernährungssys-

teme im Sinne der Agenda 2030 verknüpfen.  

 

 

In landwirtschaftlichen Anpassungsstrategien werden aktu-

ell technische Anpassungen gefördert, die schnell und ef-

fektiv für Abhilfe sorgen können. Viele Maßnahmen setzen 

z. B. bei der Züchtung von verbessertem Saatgut an, wie 

trocken- und hitzetolerantere Sorten. Auch effizientere 

Wasser- und Bodenbewirtschaftung werden mit Erfolg ge-

fördert. Moderne Anpassungstechniken und damit verbun-

dene (Beratungs-) Dienstleistungen beruhen verstärkt auf 

der Verfügbarkeit und dem Zugang zu digitaler Infrastruk-

tur. Wichtig ist, dass diese Maßnahmen die Kleinbäu-

er*innen in abgelegenen Gebieten auch erreichen. Hierzu 

müssen noch Lücken in der Netz- und Stromabdeckung 

geschlossen und die Datenkosten reduziert werden.  

Allerdings dürfte der voranschreitende Klimawandel Ver-

besserungen in der Landwirtschaft  zumindest in einigen 

Weltregionen  schnell ein- bzw. überholen, wenn diese 

nicht in verbesserte Rahmenbedingungen eingebettet wer-

den3. Vonnöten ist daher auch eine systemische Anpas-

sung des Agrar- und Ernährungssektors, die langfristige, 

transformative Veränderungen zum Ziel hat.  

 

 

Strategien zur Anpassung an den Klimawandel müssen die 

Gesamtheit des ländlichen Raumes in den Blick nehmen 

und durch systemische Transformation eine nachhaltige 

und klimaresiliente Entwicklung einleiten. Wichtige Akti-

onsfelder sind hierbei:  

 

• Förderung klimaresilienter Infrastruktur 

Es werden dringend Strategien benötigt, um physische 

Infrastruktur, wie Verkehrswege und Speicher an Hitze 

bzw. Überflutungen anzupassen und eine klimaresiliente 

Energieversorgung auf- bzw. auszubauen. Im Sinne der 

Nachhaltigkeit sind vor allem erneuerbare Energien zu 

fördern. Auch die digitale Infrastruktur muss ausgebaut 

werden. 

 

• Zugang zu sozialer Absicherung ermöglichen 

Kleinbäuer*innen müssen die Möglichkeit haben, sich ge-

gen Klimarisiken abzusichern. Bisher gibt es nur sehr we-

nige landwirtschaftliche Versicherungen gegen Klimarisi-

ken, die für kleinbäuerliche Betriebe geeignet und bezahl-

bar sind: Nur circa 3 bis 6 Prozent der afrikanischen klein-

bäuerlichen Familien haben bereits eine solche Versiche-

rung4. Soziale Sicherungssysteme müssen so angepasst 

werden, dass auch stark gefährdete Haushalte und Ge-

meinschaften erreicht werden, z.B. (Halb-) Nomad*innen 

und informell Beschäftigte (siehe auch Policy Brief 

 Schlüssel zur 

Ernährungssicherheit  

 

• Zugang zu Wissen 

Wissen über Klimawandel und Anpassungsmöglichkeiten 

ist für die Ernährungssicherheit absolut unerlässlich. Da-

her muss nicht nur die allgemeine Schulbildung gefördert, 

sondern der Zugang zu fachlichen Kenntnissen für Produ-

zent*innen gestärkt werden, vor allem durch Aus- und 

Weiterbildungen im Agrarbereich, den Aufbau lokaler For-

schungseinrichtungen und Möglichkeiten des (digitalen) 

Wissenstransfers. Traditionelles Wissen, speziell von indi-

genen Gemeinschaften und Frauen, z. B. zu traditionellen 

Anbaumethoden, muss hierbei genutzt und mit neuen 

wissenschaftlichen Erkenntnissen kombiniert werden.  

 

3World Resources Institute (2021): Food Systems at Risk: Transformative Adaptation for Long-term Food Security. 
4World Bank  International Finance Corporation (2018): Digital Financial Services for Agriculture.  

https://www.welthungerhilfe.de/fileadmin/pictures/publications/de/position_papers/2022-policy-brief-soziale-sicherungssysteme-schluessel-ernaehrungssicherheit-whh.pdf
https://www.welthungerhilfe.de/fileadmin/pictures/publications/de/position_papers/2022-policy-brief-soziale-sicherungssysteme-schluessel-ernaehrungssicherheit-whh.pdf
https://www.welthungerhilfe.de/fileadmin/pictures/publications/de/position_papers/2022-policy-brief-soziale-sicherungssysteme-schluessel-ernaehrungssicherheit-whh.pdf
https://www.wri.org/research/food-systems-risk
https://documents1.worldbank.org/curated/en/461421559326915086/pdf/The-Digital-Financial-Services-for-Agriculture-Handbook.pdf


• Zugang zu Wasser und Land 

Der Zugang zu Wasser und Land spielt eine Schlüsselrolle 

für eine klimaresiliente ländliche Entwicklung und muss 

nachhaltig, sektorübergreifend und inklusiv ermöglicht 

werden.  

Menschen brauchen gesicherte Landrechte, damit sie 

langfristig angelegte oder gar transformative Anpassun-

gen in Angriff nehmen können. Verantwortungsvolle Land 

Governance, wie z.B. in den UN-Landleitlinien (VGGT)5 

beschrieben, muss auf allen politischen Ebenen  von lokal 

bis international  und unter Einbeziehung aller Interes-

sengruppen vorangetrieben werden. Die Welthungerhilfe 

-Akteurs-

Partnerschaften, die zur Verbreitung und Umsetzung der 

VGGT in den Partnerländern beitragen. 

 

Gute Regierungsführung ist für eine wirksame Klimaanpas-

sung entscheidend. Nationale Governance-Barrieren ver-

langsamen den Fortschritt bei der Umsetzung von Klima-

schutzmaßnahmen und Anpassungsplänen signifikant, 

führen zu inkohärenten und fragmentierten Ansätzen und 

behindern das Erreichen ambitionierter Klimaziele6. Diese 

Barrieren umfassen unzureichende Strukturen zur Verwal-

tung/Zuteilung von Klimageldern, Diskriminierung und 

fehlende Einbeziehung von Interessengruppen, Einfluss-

nahme durch Eliten, starre Bürokratie, das Fehlen von 

dezentralen Institutionen und eine ungenügende Abstim-

mung von Entwicklungs- und Klimaagenden. 

Lokale Governance hat eine große Bedeutung für eine 

effektive und gerechte Klimaanpassung, wobei partizipa-

tive Ansätze aus der Gesellschaft heraus eine wichtige 

Rolle spielen. Anpassung sollte möglichst durch lokale 

Entscheidungsträger*innen gesteuert werden. Zudem 

müssen lokale Vertreter*innen der Zielgruppen von Be-

ginn an in die Priorisierung, Planung und Umsetzung von 

Anpassungsmaßnahmen einbezogen werden. Nur so sind 

diese bedarfsgerecht und gehen nicht zu Lasten der loka-

len Bevölkerung oder verstärken bestehende Ungleichhei-

ten (z.B. darf ein Staudammbau nicht mit Vertreibung 

indigener Gruppen von ihrem Land einhergehen). Damit 

die Betroffenen ihre Interessen vertreten können, müssen 

das Prinzip der freien, vorherigen und informierten Zu-

stimmung (FPIC)7 sowie funktionierende Kontroll- und 

Beschwerdemechanismen und die Beachtung der Prinzi-

pien für verantwortliche Investitionen in die Landwirt-

schaft und Ernährungssysteme8 gewährleistet werden. 

Bisher liegt die Mitgestaltung von Anpassungsmaßnah-

men viel zu wenig in den Händen lokaler Gemeinschaften. 

Es fehlt oft an Wissen, Ressourcen und Handlungsmacht. 

Um dies zu ändern, hat die Global Commission for Adapa-

tion 2021 acht Prinzipien festgelegt, die den Übergang zu 

einer lokal gesteuerten Anpassung (Locally-Led Adaptati-

on, LLA) unterstützen sollen: 1. Verlagerung der Ent-

scheidungsgewalt auf die unterste mögliche (lokale) Ebe-

ne, 2. Einbindung marginalisierter Gruppen und Verringe-

rung struktureller Ungleichheiten, 3. einfach zugängliche 

Finanzierung, 4. die Stärkung lokaler Institutionen, 5. Auf-

bau eines umfassenden Verständnisses von Klimarisiken, 

6. flexible Ansätze und Lernen, 7. Transparenz und Re-

chenschaftspflicht, 8. gemeinsames Handeln und Invest-

ment. 

 

Die LLA-Prinzipien finden international wachsende Beach-

tung und wurden u.a. von den G7 unter deutscher Präsi-

dentschaft befürwortet9

positive Antwort auf ihre Forderungen in den UN-

Klimaverhandlungen10. Die Bundesregierung sollte die 

Prinzipien unterzeichnen und konsequent umsetzen11.  

 

hungerhilfe gemeinsam mit der lokalen Partnerorganisati-

on Rural Outreach Africa die Gründung des zivilgesell-

werk und Projektteam sensibilisierten im Anschluss Bür-

ger*innen und Regierungsvertreter*innen für das Recht 

auf Nahrung und die Beteiligung der Bürger*innen an Ent-

scheidungsprozessen. Dadurch wurden in Vihiga und Ka-

kamega (fast 2,5 Millionen Einwohner*innen) Vertre-

ter*innen aus jedem Dorf bei der Erstellung der Entwick-

lungspläne einbezogen, die die Anpassung an den Klima-

wandel als zentralen Aspekt identifizierten. Die neuen 

Entwicklungspläne enthalten nun Strategien und Mittel für 

die Anpassung an den Klimawandel, welche in Kürze  

ebenfalls unter Beteiligung der Bürger*innen  konkreti-

siert werden sollen. 

5 Voluntary Guidelines on the Responsible Governance of Tenure of Land, Fisheries, and Forests in the Context of National Food Securi-

  
6IPCC (2022): Impacts, Adaptation and Vulnerability. Working Group II Contribution to the IPCC Sith Assessment Report.     
7Free Prior Informed Consent (FPIC) 
8FAO Committee on World Food Security (2014): Principles for Responsible Investment in Agriculture and Food Systems.  
9 th, 2022. 
10 rstützung auf dem Weg zu klimaresi-

lienten Gesellschaften. 
11Elemente von LLA sind z.B. in der Strategie zur feministischen Entwicklungspolitik und im feministischen Ansatz in der Klimapolitik mittels der 3R (Rechte, Res-

sourcen, Repräsentanz) enthalten.  

https://www.fao.org/3/i2801e/i2801e.pdf
https://www.fao.org/3/i2801e/i2801e.pdf
https://report.ipcc.ch/ar6/wg2/IPCC_AR6_WGII_FullReport.pdf
https://www.fao.org/3/au866e/au866e.pdf
https://www.g7germany.de/resource/blob/974430/2044350/84e380088170c69e6b6ad45dbd133ef8/2022-05-27-1-climate-ministers-communique-data.pdf?download=1


-  

Bei der Klimakonferenz in Bonn im Juni wird das globale 

Anpassungsziel im Rahmen des Glasgow-Sharm el-Sheikh

-Arbeitsprogramms (GLaSS) konkretisiert. Es muss bis zur 

COP28 im November in Dubai messbar werden, um An-

passungsbedarfe und -fortschritte zu verstehen, eine glo-

bale Inventur (Global Stocktake) in Bezug auf Anpassung 

zu ermöglichen und Staaten zur Rechenschaft ziehen zu 

können. Zudem steht die Ausgestaltung des auf der COP 

Umsetzung klimabezogener Aktivitäten in den Bereichen 

zesse sollte die Bundesregierung unter Berücksichtigung 

schrittweisen Umsetzung des Rechts auf Nahrung12

der Prinzipien von LLA mit Nachdruck voranbringen. Damit 

sich alle Menschen unmittelbar an politischen Prozessen 

und Entscheidungen beteiligen können, sollte sie zudem 

das Glasgow-

-Arbeits-

13. 

12FAO (2004): Voluntary Guidelines to support the progressive realization of the right to food in the context of food security, Rome.  
13ACE fordert Bildung und Beteiligung im Pariser Klimaabkommen (Art. 12), um alle Menschen zu befähigen, sich in Klimafragen zu engagieren. Der Arbeitsplan 

umfasst die Bereiche (Klima-)Bildung, Ausbildung, öffentlicher Zugang zu Informationen, öffentliches Bewusstsein, Partizipation und internationale Zusammenar-

beit.  

Wir fordern Regierungen/Geberorganisationen auf,  

 

• ihre Anstrengungen im Bereich Anpassung an den 

Klimawandel deutlich auszubauen und den Fokus 

im Sinne der Agenda 2030 auf die Ernährungssi-

cherheit der am stärksten von Hunger und Klima-

wandel betroffenen Menschen zu legen. Dabei 

müssen vielfach vernachlässigte Bevölkerungs-

gruppen stärker profitieren. 

 

• Anpassungsförderung und -programme derart zu 

gestalten, dass sie über technische Lösungen hin-

ausgehen und auf eine Transformation abzielen  

hin zu gerechten, nachhaltigen und klimaresilien-

ten Ernährungssystemen und Gesellschaften. Hier-

zu sind Investitionen in integrierte Ansätze nötig.  

 

• sicherzustellen, dass lokale zivilgesellschaftliche 

Vertreter*innen sich aktiv an der Planung und Um-

setzung von Klimaanpassungsmaßnahmen beteili-

gen können. Frauen sollte besondere Aufmerk-

samkeit zukommen  als Betroffene und Change 

Agents. Die Steuerung der Klimaanpassung sollte 

von der untersten möglichen Ebene ausgehen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf,  

 

• 

Rahmen der UN-Klimaverhandlungen nicht aus 

dem Blick zu verlieren. Sie muss sich für ein mess-

bares globales Anpassungsziel im Rahmen des 

Glasgow-Scharm el-Scheikh-Arbeitsprogramms 

einsetzen und sollte zur Konkretisierung des 

zung klimabezogener Aktivitäten in den Bereichen 

lem in Bezug auf Inhalte und Fristen, beitragen.  

 

• die Prinzipien lokal gesteuerter Anpassung zu un-

terzeichnen und in allen Maßnahmen  von der 

Unterstützung bei der Erstellung und Umsetzung 

nationaler Anpassungspläne bis zur Ausgestaltung 

der Klimafinanzierung  konsequent umzusetzen. 

 

Bonn/Berlin, 1. Juni 2023 

Mirjam Harteisen, Senior Policy Advisor, Politik und Außenbeziehungen 

- policy@welthungerhilfe.de 

Deutsche Welthungerhilfe e. V., Friedrich-Ebert-Straße 1, 53173 Bonn 
Tel. +49 (0)228 22 88-0, Fax +49 (0)228 22 88-333, www.welthungerhilfe.de 

https://www.fao.org/3/y7937e/y7937e.pdf

